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ob konkrete Tatbestände vorhanden sind, die eine Er­
satzpflicht des Verklagten begründen.

Das im Termin vom 8. September 1953 erklärte, nach 
dem Akteninhalt sich auf ein abstraktes Schuldaner­
kenntnis gründende Anerkenntnis war also unwirksam. 
Infolgedessen muß das darauf ergangene Anerkenntnis­
urteil des Kreisarbeitsgerichts N. von demselben Tage 
aufgehoben werden.

§ 9 d KündVO; §§ 139, 286 ZPO.
In einem Streitfall aus § 9 d der KündVO erstreckt 

sich die Prüfungspflicht des Arbeitsgerichts auf alle im 
Tatbestand der Gesetzesbestimmung geforderten Vor­
aussetzungen.

OG, Urt. vom 15. März 1955 — 1 Za 131/54.
Die Klägerin war bei der Verklagten als Betriebsleiterin 

einer HO-Gaststätte beschäftigt. Mit Schreiben vom 23. Januar 
1953 wurde sie unter Bezugnahme auf § 9 d der VO über Kün­
digungsrecht vom 7. Juni 1951 (GBl. S. 550) fristlos entlassen. 
Die Entlassung wurde darauf gestützt, daß sich die Klägerin 
erhebliche Verfehlungen in der Leitung der Gaststätte habe 
zuschulden kommen lassen und auch sonst nicht die Qualifi­
kation eines Betriebsleiters besitze. So habe sie, ohne einen 
Warenüberlassungsvertrag abgeschlossen zu haben, Waren im 
Werte von 12 000 DM an ein privates Hotel in F. geliefert und 
damit gegen die Bestimmungen über den Abschluß von Waren­
überlassungsverträgen gröblich verstoßen. Sie habe es auch 
nicht verstanden, die wirtschaftliche Entwicklung des Be­
triebes zu fördern, habe vielmehr die schöpferischen Kräfte 
des Betriebes an ihrer Entfaltung gehindert.

Mit der Begründung, daß sie eine strafbare Handlung nicht 
begangen habe, hat die Klägerin Klage vor dem Arbeitsgericht 
E. erhoben mit dem Anträge, die am 23. Januar 1953 ausge­
sprochene fristlose Entlassung für rechtsunwirksam zu er­
klären.

Das Arbeitsgericht hat mit Urteil vom 24. April 1953 der 
Klage stattgegeben. Es hält den Beweis dafür, daß die Kläge­
rin eine strafbare Handlung begangen habe, nicht für erbracht.

In ihrer gegen dieses Urteil eingelegten Berufung hat die 
Verklagte behauptet, daß eine strafbare Handlung vorliege, 
das Ermittlungsverfahren gegen die Klägerin aber noch nicht 
abgeschlossen sei.

Durch Beschluß vom 11. Juni 1953 hat das Berufungsgericht 
die Aussetzung der Verhandlung gemäß § 149 ZPO bis zur Er­
ledigung des Strafverfahrens gegen die Klägerin angeordnet. 
Mit Schreiben vom 2. Juli 1953 hat der Staatsanwalt des Kreises 
dem Berufungsgericht mitgeteilt, daß das Strafverfahren gegen 
die Klägerin gemäß § 153 StPO (alt) eingestellt worden sei. 
Nunmehr hat das Bezirksarbeitsgericht nach Beweisaufnahme 
mit Urteil vom 23. Juli 1953 die Berufung der Verklagten gegen 
das Urteil des Arbeitsgerichts E. zurückgewiesen. Es ist der 
Auffassung, daß die Tatsache der Einstellung des Strafverfah­
rens gegen die Klägerin nach § 153 StPO (alt) durch den Staats­
anwalt das Arbeitsgericht nicht der Pflicht entbinde, nachzu­
prüfen, ob der Entlassene eine strafbare Handlung begangen 
habe, wegen der seine Weiterbeschäftigung im Betrieb nicht 
zu vertreten sei. Diese Prüfung habe ergeben, daß das Ver­
halten der Klägerin — Lieferung von Waren im Werte von 
12 000 DM an die Inhaberin eines privaten Hotelbetriebes in F. — 
keinen Straftatbestand erfülle. § 7 Abs. 2 WStVO setze eine 
erhebliche Störung des Wirtschaftsablaufes voraus. Von einer 
solchen könne aber im Falle der Klägerin nicht gesprochen 
werden. Wenn auch diese selbst keinen Warenüberlassungs­
vertrag mit der Inhaberin dieses Hotels abgeschlossen habe, 
so habe ein solcher doch zwischen der HO in F. und dem 
Hotel bestanden. Dadurch, daß diesem eine Verkaufsprovision 
von 1067,07 DM zugute gekommen sei, sei auch kein Schaden 
entstanden, denn diese Provision sei in den Verträgen aus­
drücklich festgelegt, mit ihr rechne die HO. Im übrigen habe 
die Verklagte das Recht der fristlosen Entlassung auch da­
durch verwirkt, daß sie monatelang Kenntnis von den Liefe­
rungen der Ware gehabt habe.

Die von der Verklagten in ihrem Entlassungschreiben ange­
führten Gründe der mangelnden Qualifikation der Klägerin 
seien nicht geeignet, die fristlose Entlassung zu rechtfertigen, 
wie auch eine Umdeutung der fristlosen Entlassung in eine 
fristgemäße Kündigung nicht in Betracht komme, da die Zu­
stimmung der BGL nicht vor der Entlassung eingeholt wor­
den sei.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Irrtumsfrei ist zunächst die Auffassung des Bezirks­

arbeitsgerichts, daß es bei der Entscheidung über die 
Frage, ob die fristlose Entlassung der Klägerin rechts­
wirksam erfolgt ist, nicht an die auf § 153 StPO (alt) 
gestützte Verfügung des Staatsanwalts des Kreises E. 
über die Einstellung des Strafverfahrens gegen die 
Klägerin gebunden war, sondern selbst zu prüfen hatte, 
ob alle Merkmale einer strafbaren Handlung gegeben 
waren und ob diese betrieblich so erheblich gewesen 
ist, daß eine Weiterbeschäftigung im Betrieb nicht mehr 
vertretbar war. Dies war im vorliegenden Falle um so 
mehr erforderlich, als die Verfügung des Staatsanwalts 
keine tatsächlichen Feststellungen und auch keinen 
Ausspruch darüber enthält, nach welchem bestimmten 
Strafgesetz sich die Klägerin schuldig gemacht haben

soll. Das Bezirksarbeitsgericht hat also richtig erkannt, 
daß die Sachverhaltsfeststellung zunächst dahingehend 
vorzunehmen war, ob der Tatbestand einer nach den 
Strafgesetzen zu bestimmenden strafbaren Handlung 
erfüllt war. Insoweit ist die Entscheidung aber mit er­
heblichen Fehlern behaftet, die ihren Ausdruck in der 
mangelnden Sachaufklärung und in der falschen recht­
lichen Würdigung finden. Das Gericht konnte zwar 
nicht umhin, festzustellen, daß die Klägerin, ohne einen 
Warenüberlassungsvertrag abgeschlossen zu haben, 
Waren im Werte von etwa 12 000 DM aus den Bestän­
den der von ihr geleiteten HO-Gaststätte an einen Pri­
vatbetrieb geliefert hat. Es verneint aber das Vorliegen 
einer strafbaren Handlung nach § 7 Abs. 1 Ziff. 2 WSt 
VO, weil durch die Leistung der dem Hotel 
zugute gekommenen Verkaufsprovision von 1067,07 DM 
der HO kein Schaden zugefügt worden sei und man 
deshalb nicht von einer erheblichen Störung des Wirt­
schaftsablaufes — einer Voraussetzung des § 7 Abs. 1 
Ziff. 2 WStVO — sprechen könne.

Diese Auffassung ist irrig und verkennt das durch 
diese Strafbestimmung geschützte Objekt. Das ge­
schützte Objekt ist nicht das Vermögen der HO, son­
dern der Wirtschaftsablauf, also die Planwirtschaft. 
Diese Bestimmung will die genaue Einhaltung der im 
Interesse unserer Planwirtschaft erlassenen Anordnun­
gen der Wirtschaftsverwaltung sichern. Die HO hat die 
Aufgabe, die Warenstreuung in den einzelnen Kreisen 
entsprechend den Bedürfnissen der werktätigen Bevöl­
kerung zu regeln und gibt zu diesem Zwecke — wie 
auch im vorliegenden Falle — konkrete Anordnungen 
an ihre Funktionäre heraus. Werden diese Anordnun­
gen nicht oder falsch ausgeführt oder ihre Ausführung 
vereitelt oder erschwert, wird die Leitung der HO 
außerstande gesetzt, die ihr zur Verfügung stehenden 
Waren entsprechend den Bedürfnissen der Bevölke­
rung auf die einzelnen Kreisgebiete zu verteilen. Das 
gilt für die gesamte Warenbewegung, im gesteigerten 
Maße aber für die sogenannten Mangelwaren. Es kann 
deshalb niemals Aufgabe der Funktionäre im Kreis­
gebiet sein, die Warenstreuung von sich aus unter 
Außerachtlassung der sie betreffenden Anordnungen 
der Leitung zu regeln. Ein solches Verhalten stellt eine 
Störung des Wirtschaftsablaufs dar. Das Bezirksarbeits­
gericht hätte deshalb im vorliegenden Falle eingehend 
prüfen und Beweis darüber erheben müssen, inwieweit 
das Verhalten der Klägerin geeignet war, den Wirt­
schaftsablauf e r h e b l i c h  zu gefährden. Das hat es 
nur in unzureichendem Maße getan. Es hat darüber 
lediglich zwei Zeuginnen vernommen, die selbst keinen 
Überblick über die Warenbewegung im gesamten Be­
zirk hatten und infolge ihrer eigenen Beteiligung an 
den Handlungen der Klägerin an dem Ausgang des 
Verfahrens interessiert, also voreingenommen waren.

Wenn auch, wie eingangs klargestellt, das Arbeits­
gericht nicht an die Einstellungsverfügung des Staats­
anwalts gebunden war, so mußte es doch, da die Ver­
klagte auf das Ermittlungsverfahren hingewiesen hatte, 
prüfen, ob die dort durchgeführten Ermittlungen zur 
Klärung des Sachverhalts ausreichend und entsprechend 
zu würdigen waren. So hat der Lagerverwalter H. in 
seiner polizeilichen Vernehmung ausgesagt, daß er der 
Klägerin Überbestände beispielsweise bei Fischkonser- 
ven und Zigaretten gemeldet habe, keinesfalls aber bei 
solchen Waren, wie sie von der Klägerin selbständig 
aus dem Lager ausgesucht und an das Hotel geliefert 
worden seien. Er hat in seiner Aussage insbesondere 
darauf hingewiesen, daß Eierlikör von den HO-Gast- 
stätten in E. sehr oft verlangt worden sei und daß die 
Klägerin ohne Rücksicht darauf von einer neuen Sen­
dung von drei bis vier Kisten sofort eine Kiste abge­
sondert und nach F. geliefert habe. Sie habe ihm auch 
niemals gefragt, welche Waren ausgeliefert werden 
könnten, sondern habe in einem sehr bestimmten Ton 
ihre Anordnungen getroffen. Nach der polizeilichen 
Vernehmung des Lagerbuchhalters L. hat H. bei jeder 
Auslieferung nach F. Einwendungen erhoben, die von 
der Klägerin aber nie beachtet worden seien.

Schließlich durfte das Gericht die polizeiliche Aus­
sage der Klägerin nicht übersehen, in der sie die in 
den Monaten August bis Dezember 1952 festgestellte 
Unterdeckung in der HO-Gaststätte in Höhe von 
10 000 DM mit schlechter Warenbelieferung im vierten
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